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1. Die staatliche Wohnungspolitik ist nicht hinreichend 
auf die Lösung akuter Versorgungsprobleme eingestellt.

2. Der „Trend in die Städte“ wurde jahrelang unterschätzt.

3. Die inneren Zielkonflikte der Städte werden nicht erkannt 
– sie stoßen an ihre Grenzen !

4. Die regionale Perspektive ist noch nicht ausformuliert 
(Wohnraumversorgung bislang nur in kommunaler Hoheit).

5. Eine erfolgreiche „Wohnbauoffensive“ gibt es nur, wenn 
sämtliche Ebenen zusammenwirken und gut moderiert werden. 

Thesen
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Weiterhin erforderlich:

- Soziale Verantwortung von Wohnungsbestandshaltern  
(Bindung über Bündnisverpflichtungen oder neue Gemeinnützigkeit ?)

- Sozialer Wohnungsbau mit Innovationen (IBA)
- Sozial gerechte Bodennutzung (Baulandmodelle) 
- Recht der Bürger auf ihre Stadt – „Bürger bauen mit !“

Situation heute:

- Koalitionsvertrag der Landesregierung – Wohnungsnot ?
lediglich die Wohnraum-Allianz BW: Zielzahl von 50.000 WE/Jahr, Erleichterungen für die Wohnungswirtschaft

- Landeswohnraumförderungsprogramm 2017 finanziell aufgestockt (250 Mio. € für 11.000 WE gefördert)
- Kommunaler Wohnungsbau weiter über städtische Gesellschaften, 
Baugenossenschaften bauen den belegungsgebundenen Wohnungsbestand ab

Ausgangssituation in der Wohnungspolitik in Baden-Württemberg

Situation seit 25 Jahren:

- Deregulierter Markt seit Aufhebung der Wohnungsgemeinnützigkeit 1990 
und Auslaufen der Landeswohnungsbauprogramms Ende der 1990er Jahre

- Dezentralisierte Wohnungspolitik mit Bund-Länder-Neuregelung der Zuständigkeiten, 
sogenanntes „Entflechtungsgesetz“ vom Sept. 2006



Stadtregionen in Baden-Württemberg
unter Wachstumsdruck

Mannheim

eiburg i.Br.

Karlsruhe



Ausgangssituation in den Kernstädten

Vor allem die Zielkonflikte der Städte wurden lange Zeit nicht erkannt – sie stoßen an Grenzen:

Die Städte haben ein Flächenproblem i.V.m. dem „Flächensparziel“                                           
da die klassische Baulandgewinnung in der Stadterweiterung ausläuft (Umlegungsgebiete)
da die Flächenkreislaufwirtschaft beschränkt ist (weniger Potenziale aus Strukturwandel)  

Die Städte haben Akzeptanzproblem für die Innenentwicklung 
bei der Umwandlung des Siedlungsbestandes und Ersatzwohnungsbau (Bewohnerproteste)
bei erhöhter städtebaulicher Verdichtung (Nachbarschaftskonflikte)
bei hohen Förderquoten in neuen Stadtquartieren und sozial einseitig geprägten Lagen

Die Städte praktizieren mit deutlich mehr Gestaltungs- und Programmanspruch
nach Grundsatzbeschlüssen (z.B. Baulandmodelle mit Quotenregelung)
mit mehr Bürgerbeteiligung und städtebaulicher Qualitätssicherung (Kostendebatte!)



Angebotsmieten (nettokalt) 1. Hj 2010 – 1. Hj 2016: + 35%
Ø Niveau der Angebotsmieten 2. Quartal 2016        11,97 €/qm
Kaltmietenniveau laut Mietspiegel 2016:  8,95 €/qm
Mietpreisranking: Platz 3 (nach München u. Frankfurt)
Mietbelastungsquote (bruttowarm) 2016:     28,8%

Preise für Wohneigentum 2010 - 2015:
Gebrauchte Eigentumswohnungen          + 45%
Neue Eigentumswohnungen + 60%



Der frei finanzierte Wohnungsbau hat sich dynamisch entwickelt, der geförderte Wohnungsbau stagniert.
Aber zumindest die Trendwende bei der Wohnbauförderung ist geschafft – Ziel 600 WE/Jahr.

In 2014 nur noch jede 
38. Wohnung gefördert !

Zielmarke
600 WE/Jahr

Unberücksichtigt bleiben bislang besondere Bedarfsgruppen der Träger der freien Wohlfahrtspflege 
und Eingliederungshilfe mit Zugangsproblemen zum Wohnungsmarkt
Ziel: Dezentrale Unterbringung von mind. 2.500 Personen zusätzlich in Wohngebieten.

Geplant:
1.300 WE

2016 2017 2018 2019 2020 ff.

Hohe 
Fertigstellungszahlen 
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Dezentrale Unterbringung 
Befristete Baugenehmigung:
130 Unterkünfte in 20 Stadtbezirken
mit haupt- und ehrenamtlicher 
Betreuung vor Ort

Anschlussunterbringung:
ca. 1.900 Flüchtlingshaushalt 
ca. 200 auf der Warteliste für 
Sozialwohnung (Vormerkdatei)

2013-2015 ca. 550 Flüchtlinge 
in Mietwohnraum vermittelt
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Baufertigstellungen 2014 und 2015 je 1000 Einwohner

2014 2015

Daten: Statistische Ämter des Bundes und der Länder, Regionaldatenbank Deutschland
Berechnung: Landeshauptstadt Stuttgart, Statistisches Amt



Flächennutzungsplan Stuttgart

56% der bebauten 
Fläche für Wohnen



Flächenpotenziale

Rosenstein-/Nordbahnhofstraße, S-Nord
ca. 1.200 WE

Flächensparziel 
erreicht !



Hbf.

Das Europa- und RosensteinViertel
mit bis zu 7000 WE



Vorschlag des Städtetag Baden-Württemberg  (Quelle: wikipedia 06/2015)
zur Einteilung der Intensität von Bürgerbeteiligung eine vierstufige Gliederung

Pressespiegel 
Informelle Bürgerbeteiligung Rosenstein 
9. April – 14. November 2016



Wir erreichen qualifizierte Wohndichten
von 40 - 160 WE/ha bzw. 80 - 320 Einw./ha.

Nordbahnhofstraße: 160 WE/ha

Feuerbacher Balkon: 72,5 WE/ha

Seepark am Möhringer Probstsee
495 WE

Europaplatz Fasanenhof
315 WE



SIM
Stuttgarter 

Innenentwicklungsmodell
bei Privatgrundstücken

GRDrs 894/2010
13+46/2014

„Bürger bauen mit“
Baugemeinschaften 

in Stuttgart
GRDrs 383/2012

in neuen 
Stadtquartieren

GRDrs 284/2014

Konzeptverfahren
bei Grundstücksvergabe

an Bauträger 
(ab ca. 80 WE)

GRDrs 853/2014

Erhaltungssatzungen
mit Vorkaufsrecht
GRDrs 224/2012

+ UmwandlungsVO

(Nordbahnhof-
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Programmplanung
Dichtekonzept

Wohnen
(in Vorbereitung)
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Olga-Quartier Stuttgart-West Ergebnis nach Vergabeverfahren

Wohnbauförderung (Schwerpunkte BF 1 / 3 Miete, BF 2 / 4 Eigentum)
Baugruppen ca. 92 WE mit Ziel anteilig ca. 33% Förderquote 

Bauträger
28 SMW 

Kita

BF 2
(61 WE)

Baugruppen
1 MME

13 PWE
47 frei

BF 3
(88 WE)

BF 4
(48 WE)

Bauträger
11 PWE
37 frei

BF 1
(28 WE)

61-AL/SW, Stand  IPG 01-12-15

Programmschlüssel:
SMW   54 WE (46%) 
MME   30 WE (25%) 
PWE    34 WE (29%)

Ankernutzer/Baugruppe
6 MME

10 PWE
15 frei

107 WE frei (47,5%) 
118 WE gefördert (52,5%) Bauträger

26 SMW
23 MME

8 frei



Bündnisgespräche

1. Bündnisgespräch am 18. November 2014
2. Bündnisgespräch am 18. März 2015

Sommer/Herbst 2015: Zwei Arbeitskreise

3. Bündnisgespräch am 1. Mai 2016 

Verabschiedung Eckpunktepapier als Vereinbarung 
zur Erreichung der Versorgungs- und Qualitätsziele.

Kooperative Programmplanung
auf städtischen Entwicklungsarealen 





Nachbarschaftsverband Stuttgart
1976 – 1994
1,4 Mio. Einw., 872 qkm



Regionale „Wohnbauoffensive“ möglich ?
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 Die regionale Perspektive ist noch nicht endgültig ausformuliert: 
es braucht mehr regionale Verantwortung und Verfasstheit.

Bisherige Kernkompetenzen: 
- Plausibilitätsprüfung des Bauflächenbedarfs (Flächensparen, Vorrang der Innenentwicklung)

- Festlegung von Siedlungsschwerpunkten (vorrangig entlang der Achsen)

- Festlegung von Richtwerte für Siedlungsdichten (Zentrale Orte, Eigenentwicklergemeinden)

Möglichkeiten einer regionalplanerischen Steuerung:  
- Baulandmanagement (gemeinsamer Bauleitplan, befristete Planrechtsoptionen)                                    

i.V.m. einem Wohnungsmarkt-Monitoring
und sozial gerechte Bodennutzung (Baulandmodell mit Förderquoten)

- Regionales (urbanes) Leitbild für die Siedlungs- und Dichteentwicklung 
(Festlegung von Zielzahlen und Richtwerten, weiterhin städtebauliche Ausformung über die Kommunen)

- Gemeinsame Wohnbaukoordination insbesondere für interkommunaler Gebietsentwicklungen

 Eine „Wohnbauoffensive“ gibt es nur, wenn alle Ebenen zusammenwirken und gut moderiert werden: 
es braucht eine verbesserte Abstimmung mit der Landesentwicklungsplanung, mit einer aktiven Liegenschaftspolitik 
(über die LEG) und der Landeswohnraumförderung (über die L-Bank).

- Verfügbarkeit und Vermarktung bundes- und landeseigener Grundstücken 
z.B. Verbilligungsrichtlinie v. 22.4.2015 BImA (Flüchtlinge), 
z.B. VwV Verbilligung Grundstücke des Landes BW v. 21.7.2014 (Sozialer Wohnungsbau)

- Aktive Liegenschaftspolitik über LEG (Treuhandmodelle, Flächenpool, Dienstleistungen)

- Flexibilisierung der Richtlinien zur Landeswohnraumförderung 


